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Pressemitteilung:

SPD Heilbronn zu „630-Mark-Jobs“:

„Ausnahme, nicht die Regel!“

SPD-Kreisvorstand und Harald Friese MdB nehmen Stellung

“Seitdem es das 630-Mark-Gesetz gibt, diskutiert niemand mehr über die Wirklichkeit. Diskutiert wird über Vorurteile, argumentiert wird mit Falschmeldungen und manchmal leider mit Dümmlichkeiten. Das Gesetz bewirkt nichts anderes als ein bißchen mehr Gerechtigkeit und das Ende von Rechtsbrecherei. Mehr zahlen müssen nur diejenigen, die einen Minijob nebenbei haben und bislang ohne Grund besser gestellt wurden als jemand, der Überstunden leistet. Und mehr zahlen müssen die, die bisher zwei Mini-Jobs rechtswidrig sozialabgabenfrei nachgingen. Wo, bitte, ist da der Skandal?” Diesem Kommentar einer großen Tageszeitung vom 7. Mai bräuchte man, so SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese (Heilbronn). „eigentlich nichts hinzufügen“.

Wäre da nicht die Kampagne von CDU und CSU, die, so Harald Friese, „an Scheinheiligkeit kaum zu überbieten ist und eine deutliche Klarstellung verdient“. Denn es sei auch den Unionsparteien bereits vor einigen Jahren bewußt geworden, daß der Mißbrauch der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse gestoppt werden müsse. Aus diesem Grund hätten CDU/CSU seit 1996 immerhin drei konkrete Vorstöße gestartet, die das zum Ziel hatten, was die neue Bundesregierung jetzt umgesetzt habe. Gescheitert seien diese Initiativen letztendlich nur an koalitonsinternen Rangeleien.

„Es war eine von vielen Aufgaben“, heißt es in der SPD-Erklärung, „zu deren Lösung die Kohl-Regierung nicht mehr in der Lage war“. Durch das Nichtstun und Aussitzen sei es von 1992 bis 1997 zu einem dramatischen Anstieg der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse um 30 Prozent auf 5,63 Millionen gekommen. Entsprechend sei die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im gleichen Zeitraum zurückgegangen. Dieser Entwicklung mußte, um die
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Sozialkassen nicht vollends zu ruinieren, ein Riegel vorgeschoben werden. „Zu gerne“, ergänzt Harald Friese, „bleibt in der öffentlichen Diskussion unerwähnt, daß durch die Neuregelung die Beitragseinnahmen der Sozialversicherung in diesem Jahr um 3,25 Milliarden DM und in den Folgejahren um jeweils 4,85 Milliarden DM steigen werden“. Hierdurch werde die in den letzten Jahren erfolgte Auflösung der Beitragsbasis gestoppt und entsprechend die zunehmende Belastung der Beschäftigten durch steigende Beiträge begrenzt.

Das Gesetz ist für die Heilbronner SPD „dann ein sozialpolitischer Erfolg, wenn die Zahl der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse nicht weiter steigt oder sogar zurückgeht“. Hauptziel sozialdemokratischer Arbeitsmarktpolitik bleibe unverändert die Schaffung von Vollzeit- und Teilzeitarbeitsverhältnissen, die vollständig der Sozialversicherungspflicht unterliegen und damit zur sozialen Absicherung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer führen. Die 630-Mark-Jobs sollen, so wie ursprünglich beabsichtigt, „wieder zur Ausnahme werden und nicht zur Regel“, macht Harald Friese geltend. Die Praxis jedenfalls zeige, daß das Gesetz positiv greife. Mehrere große Handelsketten aus den Bereichen Bekleidung, Lebensmittel und Drogerie sowie Deutschlands größte Dienstleistungsgruppe seien auf dem besten Wege, mit Erfolg umzustellen und reguläre Arbeitsplätze zu schaffen.

